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Schwerpunkt Stadtentwicklung

Vor fünf Jahren wurden in Leipzig die Grundsätze für eine neue Stadtpolitik  
in Europa formuliert. In der Charta verpflichten sich die Staaten zu einer integ-
rierten Stadtentwicklung, die nachhaltig, bürgerorientiert sowie fachübergrei-
fend konzipiert ist. In seiner Bestandsaufnahme sieht der Autor zwar vieles 
erreicht, doch benennt er auch Hindernisse und Konflikte, die ein Erreichen der 
Ziele erschweren. So kritisiert er, dass die in Deutschland von der Politik formu-
lierten Klimaschutzziele für die Wohnungswirtschaft zu ambitioniert sind. Und 
während auf kommunaler Ebene bereits integrierte Stadtentwicklungsvorhaben 
fachübergreifend konzipiert werden, dominieren bei Bund und Ländern strenge 
Ressortabgrenzungen.  (Red.)

Fünf Jahre Leipzig Charta: Wie nachhaltig  
entwickeln sich die Städte?

Fünf Jahre Leipzig Charta1) waren ein 
Grund zur positiven Selbstvergewisse
rung – das Bundesministerium für Ver
kehr, Bauen und Stadtentwicklung hat 
dies gemeinsam mit der Bauministerkon
ferenz und den kommunalen Spitzen
verbänden im Oktober 2012 getan: Die 
Konferenz Urbane Energien/Urban Ener
gies hat erneut ein Schlaglicht auf den 
Stand der Diskussion zur integrierten 
und nachhaltigen Entwicklung der Städ
te in Deutschland geworfen und diese in 
den Kontext der internationalen Ent
wicklung gestellt. 

Das Memorandum „Städtische Energien 
– Zukunftsaufgaben der Städte“ oder 
besser, wie in der englischen Fassung: 
„Herausforderungen für die Städte“2) hat 
den Stand der Diskussion zusammenge
fasst und als zentrales Mittel für die 
Umsetzung der Ziele eine integrierte 
Stadt und Regionalentwicklung einge
fordert. „Die nachhaltige Stadt ist kli
magerecht und energieeffizient, anpas

sungsfähig und sozial gerecht, wirt
schaftlich effizient und, nicht zuletzt, 
gestalterisch einzigartig und schön.“ 
Darauf ließ sich im Rahmen der Konfe
renz und im Memorandum leicht ver
ständigen. 

Kritische Bestandsaufnahme

 
Das Memorandum ist aber auch An 
lass einer kritischen Bestandsaufnahme. 
Einerseits hat die Leipzig Charta mit  
der Nationalen Stadtentwicklungspoli
tik Themen gesetzt, die die kommunale 
Praxis durchdrungen haben. Ohne den 
Ansatz des Bundesministeriums für  
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) wäre es auch für den Deut
schen Städtetag trotz seines einschlä
gigen Papiers zur integrierten Stadt
entwicklungsplanung3) ungleich schwie
riger gewesen, Grundsätze der inte 
grierten Stadtentwicklung so vergleichs
weise schnell und wirksam zu kommu
nizieren. 

So einfach es ist, sich auf einen gemein
samen Nenner „integrierte Stadtent
wicklung“ und „Nachhaltigkeit“ zu ver
ständigen, so schwierig ist es, von der 
„Leipzig Charta“ und dem Appell zur 
Mobilisierung der „städtischen Energien“ 
zur Umsetzung zu gelangen. Hier haben 
Bund und Länder zwar in den vergan
genen fünf Jahren durch Projekte im 
Rahmen der Nationalen Stadtentwick
lungspolitik, ergänzt durch den Para
digmenwechsel infolge der Klimawende 
und die im Rahmen einer neuen Mobili
tätspolitik gesetzten Schwerpunkte auch 
für die Kommunen wirksame Beiträge 
geleistet. 

Die Kommunen haben ihrerseits auf die 
geänderten Anforderungen mit einer 
Vielzahl integrierter Konzepte geant
wortet, die alle Maßstabsebenen von  
der gesamtstatistischen bis zur Quar
tiersentwicklung und so gut wie alle 
Themen der integrierten Stadtentwick
lung – soziale, wirtschaftliche, ökologi
sche, verkehrliche Entwicklung – um
fassen. Andererseits muss eine gewisse 
Diskrepanz zwischen dem Bemühen auf 
kommunaler Ebene, integrierten Ansät
zen durch ressortübergreifende Politiken 
und die Bündelung von Fördermitteln 
Leben einzuhauchen, und der nach wie 
vor deutlich ressortbezogenen Politik 
auf Bundes und Landesebene konsta
tiert werden. 
 
Diesem Mangel an Integration kann  
nur durch konzertierte und ressort
übergreifende Anstrengungen auf allen 
Ebenen abgeholfen werden. Ohne Stra
tegie, Finanzierungskonzepte und Mo
bilisierung der „städtischen Energien“ 
durch Anreiz und Förderinstrumente 
wird es kaum möglich sein, den durch 
die Leipzig Charta 2007 und das Memo
randum „Städtische Energien  Städti
sche Herausforderungen“ 2012 benann
ten Schlüsselaufgaben in Richtung  
einer nachhaltigen Entwicklung von 
Städten und Regionen gerecht zu  
werden. 

Dies erfordert zwangsläufig Priorisie
rungen im Bereich der Mobilitäts, Kli
maschutz, Energie und Stadtentwick
lungsziele. Welches Ziel kann und soll 
mit begrenzten Mitteln wie erreicht 
werden? Wo ergeben sich Möglichkeiten, 
Ziele zu bündeln, und hieraus sektor
übergreifende Programme und Projekte 
abzuleiten? Oder von der Durchfüh
rungsebene her gedacht: Welche Pro
jekte orientieren auf sektorübergreifen
de Ziele und gestatten, Synergien zwi
schen den Maßnahmen zu entwickeln? 
Sich diesen Schlüsselfragen zu stellen, 
ist fraglos wichtiger, als weiterhin Pro
jekte am oberen Ende des technolo 
gisch Machbaren zu propagieren. 

Bestandsgebäude können beispielsweise 
bereits bei einem deutlich niedrigeren 
Mitteleinsatz zufriedenstellend und mit 
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überschaubarem Abschreibungszeitraum 
energetisch saniert werden, ohne mit 
entsprechend hohem Mitteleinsatz das 
„maximale Optimum“ zu erreichen, das 
als abzuzinsende Last auf dem Gebäude 
liegt und Eigentümer wie Mieter belas
tet. Verkehrsprojekte müssen in ihren 
Ausbau und Beschaffungsstandards 
nicht am oberen Ende der technischen 
Empfehlungen liegen, sondern können 
sich auch am Mindeststandard orientie
ren. Energieversorgungskonzepte sollten 
frei von Doktrinen („Autarkie“), sondern 
unter dem Primat der Standorteignung, 
Ressourcenverfügbarkeit, Vernetzung 
und gegenseitigen Redundanz entwi
ckelt werden. 

Die Prioritäten müssen sich zukünftig  
an einem optimaleren Grenznutzen 
ausrichten, also Erreichen der besten 
Wirksamkeit unter Einsatz begrenzter 
Mittel und entsprechendes „Scaling up“, 
also Vervielfachung statt „Leuchtturm
projekte“.

Deutsche Städte stehen im internatio
nalen Vergleich in puncto Nachhaltigkeit 
mit an der Spitze entsprechender Ra
tings, so zweifelhaft diese auch im 
Wettbewerb der Städte um die Gunst 
der Immobilienwirtschaft sein mögen. 
Dies ist umso höher zu werten, als Nach
haltigkeitsindikatoren in der Regel mit 
der finanziellen Situation von Städten 
korrelieren. So finden sich skandinavi
sche Städte durchweg in der Spitzen
gruppe des einschlägigen „Green City 
Indicators“ in Europa.4) Dies zeugt von 
der Wirksamkeit des städtischen Enga
gements zur nachhaltigen Entwicklung 
in den letzten Jahren. 

Überforderung durch  
zu hohe Ziele 

Nachhaltigkeit bildet sich aber nicht  
nur in der Planung und Umsetzung res
sourcenschonender und dauerhafter 
Lösungen ab, sondern auch in der Fo
kussierung auf die „harten“ stadtent
wicklungspolitischen Themen, ihre  
Priorisierung untereinander und die 
gebündelte Bereitstellung der hierfür 
erforderlichen Mittel. Diese überstei 
gen mit Blick auf die klimaschutzpoliti
schen Ziele die Fähigkeiten der Städte 
jedoch deutlich:

P Der in den Kommunen erforderliche 
energetische Gebäudeumbau allein be
zogen auf die kommunale und soziale 
Infrastruktur beläuft sich in den nächs
ten acht Jahren auf einen Investitionsbe

darf von 75 Milliarden Euro, also über 
neun Milliarden Euro pro Jahr.5)

P Die Kosten für die Erneuerung der 
Wasser und Abwassernetze belaufen 
sich auf etwa sechs Milliarden Euro jähr
lich. Damit ist noch kein Wärmetauscher 
im Abwassernetz finanziert.6)

P Die Kosten für die Entwicklung einer 
„neuen Mobilität“ sind kaum kalkulier
bar – wohl aber der Erhalt und punk
tuelle Ausbau der bestehenden Straßen 
und ÖPNVNetze. Hierfür müssen in  
den Städten fast 30 Prozent des kom
munalen Investitionsbedarfs aufgewen
det werden. Der Bedarf beläuft sich  
im Zeitraum von 2006 bis 2020 auf  
200 Milliarden Euro, also über zwölf 
Milliarden Euro im Jahr.7) 

Was bedeutet das für die Immobilien
wirtschaft? Die Städte werden noch 
deutlicher als in der Vergangenheit  
auf die KoFinanzierung von Maßnah
men durch die Entwicklungsträger  
und privaten Haushalte angewiesen  
sein. Die bewährten Instrumente zur 
„Abschöpfung“ von Planungswertge
winnen, Sanierungs und Entwick
lungsmaßnahmen, müssen trotz  
ent gegenstehender politischer Rich
tungsentscheidungen, sie aus dem För
derkanon der Städtebauförderung zu 
streichen, weiter wo immer möglich  
und im maximal zulässigen Umfang 
angewendet werden. Die Finanzierung 
der Vorbereitung und Folgewirkun 
gen von städtebaulichen Maßnahmen 
privater Träger über Durchführungs 
und städtebauliche Verträge wird so
weit wie möglich ausgeweitet werden 
müssen. 

Die Grundsätze sozialgerechter Boden
nutzung müssen in allen Städten, in 
denen die Baulandentwicklung ein hin
reichendes Delta zwischen Anfangs  
und Endwert aufweist, einen Beitrag  
der privaten Entwickler zur Wohnraum
versorgung und Flächenbereitstellung 
für öffentliche Nutzungen sicherstellen. 
Es wird sich kaum noch eine Stadt leis
ten können, die Erschließung von Bau
gebieten ohne 90prozentige Deckung 
durch Erschließungsbeiträge oder 
100prozentige Refinanzierung durch 
Erschließungsverträge zu bewerkstelli
gen. Gleiches gilt für den Ausbau von 
Straßen; das Ausbaubeitragsrecht kann 
nicht, wie unlängst in Berlin suspen
diert werden, sondern muss in vollem 
Umfang zur Anwendung gelangen. Und 
die Immobilienwirtschaft muss davon 
ausgehen, dass ihre Kalkulationen von 
den Städten noch intensiver gegenge

rechnet werden, als dies bislang schon 
der Fall ist.  

Planungs- und Baukultur 
gestärkt

Das Erreichte verdeutlicht: An einer 
Nachhaltigkeitspolitik mangelt es weder 
auf nationaler, Länder noch auf kom
munaler Ebene. Es kommt darauf an, die 
Politikfelder miteinander zu verweben, 
was angesichts ungebrochener Domi
nanz von Ressortpolitiken auf Bundes 
und Länderebene ein eher vermessenes 
Ziel ist. Zumindest aber sind Verknüp
fungen zwischen der Klimaschutz, Mo
bilitäts und Stadtentwicklungspolitik 
zu identifizieren und die zur Verfügung 
stehenden Ressourcen auf die Themen in 
diesen Verknüpfungsbereichen zu kon
zentrieren. Hieraus lässt sich eine res
sourcenbasierte und wirkungsorientierte 
Nachhaltigkeitspolitik entwickeln, die 
über einen „Aktionsplan Nachhaltige 
Städte“ umgesetzt werden könnte. Das 
erfordert ein durchwirkendes Prinzip der 
Integration von Maßnahmen und ihre 
deutliche Bevorzugung gegenüber soli
tären, monodisziplinären Vorhaben. 
 
Leipzig Charta und Nationale Stadtent
wicklungspolitik haben einen kaum zu 
überschätzenden Dienst geleistet, das 
Erfordernis integrierter Stadtentwick
lungsplanung zu kommunizieren und 
anhand ausgewählter Projekte zu exem
plifizieren. Planungs und Baukultur in 
Deutschland sind in ganz entscheiden
dem Maß befördert worden. Der Schritt 
zur Nachhaltigkeit bedeutet aber, dass 
auch auf Bundes und Landesebene 
integrierte Politiken und die Bereitstel
lung von Fördermitteln ineinandergrei
fen. Dies erst würde den entscheidenden 
Schritt zur Nachhaltigkeit ausmachen.
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